
WINTER-LUTZINS

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS

MARCO DARMON

vom 7. Februar 1990 *

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Der Raad van Beroep Amsterdam legt
dem Gerichtshof im Rahmen eines Rechts­
streits über die Anwendung der niederländi­
schen Algemene Ouderdomswet (Gesetz
über die allgemeine Altersversicherung, im
folgenden: AOW) auf eine deutsche Staats­
angehörige eine Frage nach der Auslegung
von Vorschriften der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 des Rates ' für den Bereich der
sozialen Sicherheit zur Vorabentscheidung
vor.

2. Die am 15. Februar 1922 geborene Frau
Winter-Lutzins verließ im Dezember 1965
die Bundesrepublik Deutschland und zog
gemeinsam mit ihrem am 16. September
1917 geborenen Ehemann in die Nieder­
lande. Dort ging sie ab 1973 mehreren Teil­
zeitbeschäftigungen nach, bis sie 1980 eine
Leistung bei Arbeitsunfähigkeit erhielt. Ihr
Ehemann erreichte das Ruhestandsalter
1982. 1983 kehrten die Eheleute Winter-
Lutzins in die Bundesrepublik Deutschland
zurück. Von 1983 bis zum 15. Februar
1987, als sie ihr 65. Lebensjahr vollendete,
blieb Frau Winter-Lutzins weiterhin nach
der AOW versichert, soweit sie, obwohl
nicht mehr in den Niederlanden wohnend,
von einem niederländischen Sozialversiche­
rungsträger eine Leistung bei Arbeitsunfä­
higkeit erhielt.

3. Bei Vollendung ihres 65. Lebensjahres
erhielt Frau Winter-Lutzins eine Altersrente
nach der AOW. Der Betrag dieser Rente
wurde jedoch anhand der Versicherungs­
jahre errechnet, d. h. der Jahre zwischen
Dezember 1965, als die Versicherte in den
Niederlanden Wohnung nahm, und Februar
1987, als sie letztmals eine Leistung bei Ar­
beitsunfähigkeit erhielt. Frau Winter-Lutzins
rief die niederländischen Gerichte an, da
sich die Sociale Verzekeringsbank (im fol­
genden: SVB), der Sozialversicherungsträ­
ger in den Niederlanden, der die Leistungen
nach der AOW erbringt, weigerte, ihr die
„Übergangsvergünstigungen" zu gewähren.
Diese wurden durch die AOW eingeführt,
um eine Gleichstellung von Zeiten vor dem
1. Januar 1957, Tag des Inkrafttretens der
AOW, mit Versicherungszeiten der Alters­
versicherung zu ermöglichen. Ohne diese
Vergünstigungen hätte niemand vor dem
Jahr 2007 eine AOW-Rente zum vollen Satz
von 100 % beanspruchen können, da sich
die Rente nämlich auf 2 % eines Mindest­
lohns je Versicherungsjahr beläuft.

4. Die rechtliche Regelung der Übergangs­
vergünstigungen der AOW bedarf einiger
Erläuterungen. Diese Regelung ist insofern
tatsächlich eine „Vergünstigung", als sie es
gestattet, Zeiten zwischen dem 15. Lebens­
jahr einer Person und dem 1. Januar 1957
als Versicherungszeiten nach der AOW zu
behandeln, wenn die betreffende Person ins­
gesamt drei Voraussetzungen erfüllt.

5. Die erste, das sogenannte „Sechsjahres­
erfordernis" bedeutet, daß der Versicherte
nach Vollendung des 59. Lebensjahres zu­
mindest sechs Jahre in den Niederlanden
gewohnt haben muß. Dieses in Artikel 59

* Originalsprache: Französisch.
1 — Vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozia­

len Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie de­
ren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft
zu- und abwandern (ABl. L 149, S. 2).
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Absatz 1 AOW aufgestellte Erfordernis wird
indessen durch Artikel 2 der Königlichen
Verordnung vom 3. Dezember 1985 abge­
schwächt, der bestimmt, daß eine Person,
die nicht mehr in den Niederlanden wohnt,
aber weiterhin nach der AOW versichert ist,
als im Sinne des Sechsjahreserfordernisses
dort wohnhaft anzusehen ist.

6. Nach der zweiten Voraussetzung muß
der Versicherte niederländischer Staatsange­
höriger oder einem solchen gleichgestellt
sein. Für die Gemeinschaftsangehörigen gilt
dieses Erfordernis nicht.

7. Nach der dritten, in Artikel 56 AOW
aufgestellten Voraussetzung muß der Versi­
cherte in den Niederlanden wohnen. Dieses
sogenannte „aktuelle Wohnerfordernis",
das ebenfalls durch eine Vorschrift einer
Königlichen Verordnung abgeschwächt
wird, ist nicht auf Personen anzuwenden,
die zwischen dem 1. Januar 1957 und der
Vollendung ihres 65. Lebensjahres ununter­
brochen nach der AOW versichert waren.

8. Die Lage von Frau Winter-Lutzins war
bezüglich der ersten beiden Voraussetzun­
gen nicht problematisch. Bei der ersten kam
sie in den Genuß der Milderungsvorschrift,
da sie nach ihrem Weggang aus den Nieder­
landen wegen der ihr gewährten Arbeitsun­
fähigkeitsrente weiterhin bis zur Vollendung
des 65. Lebensjahres nach der AOW versi­
chert war. Im übrigen war sie aufgrund ih­
rer deutschen Staatsangehörigkeit in der
Lage, als Angehörige der EWG die zweite
Voraussetzung zu erfüllen.

9. Demgegenüber konnte Frau Winter-Lut­
zins weder das „aktuelle Wohnerfordernis"
erfüllen, weil sie zum Zeitpunkt ihres
65. Geburtstags, zu dem ihre Ansprüche auf
die Übergangsvergünstigungen zur Prüfung
anstanden, nicht mehr in den Niederlanden
wohnte, noch sich auf die entsprechende
Milderungsvorschrift stützen, weil sie zwi­
schen dem 1. Januar 1957 und Ende De­

zember 1965 noch in der Bundesrepublik
Deutschland wohnte und nicht nach der
AOW versichert war.

10. Vor dem nationalen Gericht machte
Frau Winter-Lutzins die Unvereinbarkeit
der niederländischen Regelung mit Artikel
10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71
geltend, weil sie den Anspruch auf die
„Übergangsvergünstigungen" von dem Er­
fordernis des Wohnens in den Niederlanden
abhängig mache. Diese Vorschrift bestimmt:
„Die Geldleistungen bei... Alter..., auf die
nach den Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten Anspruch erwor­
ben worden ist, dürfen, sofern in dieser
Verordnung nichts anderes bestimmt ist,
nicht deshalb gekürzt, geändert, zum Ruhen
gebracht, entzogen oder beschlagnahmt
werden, weil der Berechtigte im Gebiet ei­
nes anderen Mitgliedstaats als des Staates
wohnt, in dessen Gebiet der zur Zahlung
verpflichtete Träger seinen Sitz hat." Wegen
der Vereinbarkeit der niederländischen
Rechtsvorschriften mit Artikel 10 Absatz 1
der Verordnung hat das vorlegende Gericht
den Gerichtshof angerufen.

11. Die Bedeutung einer etwaigen Unver­
einbarkeit des aktuellen Wohnerfordernisses
mit der Verordnung Nr. 1408/71 wird
durch die Lage von Frau Winter-Lutzins
klar beleuchtet. Da sie nämlich weder diese
Voraussetzung erfüllt noch der diese ab­
schwächenden Vorschrift genügt, kann sie
nicht in den Genuß der „Übergangsvergün­
stigungen" in Form der Gleichstellung der
Zeiten zwischen ihrem 15. Geburtstag am
15. Februar 1937 und dem 1. Januar 1957
mit Versicherungszeiten gelangen. Das läuft
bei Abrundung der Zahlen darauf hinaus,
daß Frau Winter-Lutzins nach der AOW le­
diglich Anspruch auf Leistungen hat, die
nach Maßgabe des Zeitraums zwischen
Ende Dezember 1965 und ihrem 65. Ge­
burtstag errechnet sind, d. h. zu einem Satz
von etwa 44 % des Bezugslohns, während
der Satz sich auf etwa 84 % belaufen
würde, wenn das Wohnerfordernis ihr nicht
hätte entgegengehalten werden können.
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12. Schon die Formulierung der Ihnen vor­
gelegten Frage lenkt die Aufmerksamkeit
auf einen besonderen Punkt. Sie werden ge­
fragt, ob eine Voraussetzung wie das aktu­
elle Wohnerfordernis der AOW mit Artikel
10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71
unvereinbar sei, „betrachtet man" eine an­
dere Bestimmung dieser Verordnung, näm­
lich die sich aus Buchstaben a und f im
Abschnitt „Niederlande", Nr. 2, ihres An­
hangs VI ergebende. Diese Bestimmung
sieht vor, daß der Berechtigte nach der
AOW, der die Bedingungen, unter denen
die Zeiten vor dem 1. Januar 1957 den Ver­
sicherungszeiten gleichgestellt werden kön­
nen, nicht erfüllt, gleichwohl, wenn er nach
Vollendung des 59. Lebensjahres sechs Jahre
im Gebiet eines Mitgliedstaats oder mehre­
rer Mitgliedstaaten gewohnt hat, die Gleich­
stellung der Zeiten vor dem 1. Januar 1957
verlangen kann, in denen er nach dem 15.
Lebensjahr im Gebiet der Niederlande ge­
wohnt hat oder in denen er in den Nieder­
landen eine entlohnte Tätigkeit im Dienst
eines in diesem Mitgliedstaat ansässigen Ar­
beitgebers ausgeübt hat, während er im Ge­
biet eines anderen Mitgliedstaats wohnte.
Man kann dies als Einrichtung eines „Hoff­
nungslaufs" bezeichnen, weil die Berechtig­
ten nach der AOW, die die Voraussetzun­
gen — insbesondere das aktuelle Wohner­
fordernis — für die Übergangsvergünstigun-
gen nicht erfüllen, trotzdem die Gleichstel­
lung bestimmter Zeiten vor dem 1. Januar
1957 erreichen können. Aber der „Hoff­
nungslauf" findet doch nur teilweise statt,
weil die durch ihn ermöglichte Gleichstel­
lung nur Zeiten betreffen kann, in denen
nach der von Ihnen in Ihrem Urteil vom 25.
Februar 1986 in der Rechtssache Spruyt ver­
wandten Formel wegen des Wohnorts oder
der Beschäftigung ein „hinreichender Zu­
sammenhang" 2 (Verbindung) zwischen Be­
rechtigtem und niederländischem System
bestanden hat.

13. Halten wir an dieser Stelle fest, daß die
erwähnte Bestimmung des Anhangs VI der

Verordnung Nr. 1408/71 Frau Winter-Lut-
zins nicht in die Lage versetzen konnte, das
aufgrund der Gemeinschaftsregelung zu er­
langen, was ihr verweigert worden war, weil
sie die Voraussetzungen nach der AOW
nicht erfüllte. Sie hatte nämlich zwar nach
ihrem 59. Geburtstag mindestens sechs Jahre
im Gebiet eines oderer mehrerer Mitglied­
staaten gewohnt, jedoch nichts zur Gleich­
stellung Geeignetes aufzuweisen, weil vor
dem 1. Januar 1957 keine „hinreichende
Verbindung" zu den Niederlanden bestan­
den hatte. Ich muß daher darauf hinweisen,
daß die Voraussetzungen, von denen nach
der AOW der Anspruch auf die Übergangs­
vergünstigungen abhängt, je nachdem, ob
sie erfüllt sind oder nicht, zur Anwendung
zweier rechtlicher Regelungen führen, die
bezüglich der von ihnen vermittelten Ver­
günstigungen spürbare Unterschiede aufwei­
sen. Sind die Voraussetzungen, insbeson­
dere das aktuelle Wohnerfordernis, erfüllt
oder gelten sie unter Berücksichtigung der
Milderungsvorschriften als erfüllt, so hat der
Berechtigte nach der AOW Anspruch auf
Gleichstellung des gesamten Zeitraums zwi­
schen seinem 15. Geburtstag und dem 1. Ja­
nuar 1957, unabhängig von einer hinreichen­
den Verbindung zu den Niederlanden wäh­
rend dieses Zeitraums. Wenn die Vorausset­
zungen der AOW nicht erfüllt sind oder als
erfüllt gelten, dann hat der Rentenberech­
tigte gegebenenfalls nur Anspruch auf die
Gleichstellung der Zeiten zwischen seinem
15. Geburtstag und dem 1. Januar 1957, in
denen eine hinreichende Verbindung zu den
Niederlanden tatsächlich bestanden hat.

14. Die unterschiedliche Behandlung in Zu­
sammenhang mit dem Umstand, ob eine
Person die Voraussetzungen der AOW für
die Gewährung der Übergangsvergünstigun­
gen erfüllt oder nicht, läßt sich auch noch
anders verdeutlichen. Nehmen wir an, eine
andere deutsche Staatsangehörige sei unter
gleichen Umständen wie Frau Winter-Lut-2 — Rechtssache 284/84, Slg. 1986, 685, Randnr. 22.
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zins bis zu ihrem 65. Geburtstag in den
Niederlanden geblieben. Obwohl wie bei
Frau Winter-Lutzins vor dem 1. Januar
1957 keine Verbindung zu den Niederlan­
den bestanden hätte, würden ihr gleichwohl
die Zeiten zwischen ihrem 15. Geburtstag
und diesem Zeitpunkt als Versicherungszei­
ten angerechnet. Jahre ohne jede Verbin­
dung zu den Niederlanden sind, wenn Sie
mir diese Formulierung gestatten, entweder
Gold oder Blei, je nachdem, ob man bei
Vollendung des 65. Lebensjahres, wenn der
Rentenanspruch nach der AOW entsteht,
das Erfordernis des „aktuellen Wohnens" in
den Niederlanden erfüllt oder nicht.

15. Eine Prüfung der Lage von Frau Win-
ter-Lutzins im Hinblick auf die Vorschriften
der AOW über die „Übergangsvergünsti­
gungen" und der vorstehend genannten des
Anhangs VI der Verordnung Nr. 1408/71
beleuchtet die schwerwiegenden Auswirkun­
gen der Klausel des „aktuellen Wohnens".
Man könnte sogar meinen, daß die unter­
schiedlichen Behandlungen, die sich aus der
Wirkung einer solchen Klausel ergeben
können, die äußeren Merkmale einer Dis­
kriminierung aufweisen. Heißt das nun, daß
dieses Wohnerfordernis als unvereinbar mit
Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung
Nr. 1408/71 zu betrachten ist? Ich bin nicht
dieser Meinung. Ich schließe mich insoweit
den Stellungnahmen der SVB, der nieder­
ländischen Regierung und der Kommission
an und meine, daß eine Prüfung der Vor­
schriften im Lichte Ihres Urteils in der
Rechtssache Spruyt die Feststellung gestat­
tet, daß eine Klausel wie die des aktuellen
Wohnens nicht unvereinbar mit der Verord­
nung Nr. 1408/71 ist. Es hat nämlich den
Anschein, als ließen die vorgenannten Be­
stimmungen des Anhangs VI zwar be­
stimmte Unterschiede in der Behandlung er­
kennen, bezeugten aber unzweideutig den
Willen des Gemeinschaftsgesetzgebers, im
Bereich der Übergangsvergünstigungen
weitgehend den Wohnerfordernissen Raum
zu geben. Diesen Gesichtspunkt möchte ich
nun vertiefen.

16. Sehen wir uns zunächst den durch den
Text des Anhangs VI Abschnitt „Nieder­
lande" Nr. 2 Buchstaben a und f ins Werk
gesetzten Mechanismus selbst an. Er will
eine rechtliche Regelung bereitstellen, die
die Gleichstellung bestimmter Zeiten vor
dem 1. Januar 1957 mit Versicherungszei­
ten zugunsten solcher Personen gestattet,
die nicht die Voraussetzungen erfüllen für die
in der AOW geregelte Gleichstellung. Im
Verhältnis zu diesen Voraussetzungen, und
insbesondere zu dem „aktuellen Wohner­
fordernis", scheinen die betreffenden Vor­
schriften des Anhangs VI eine doppelte Be­
deutung aufzuweisen.

17. Die erste, ausdrückliche Bedeutung ist
die einer Abschwächung der Auswirkungen
dieser Wohnerfordernisse. Obwohl eine
Person nicht die Voraussetzungen für eine
Gleichstellung, wie sie in der AOW vorgese­
hen ist, erfüllt, braucht sie doch nicht jeden
Anspruchs auf eine Gleichstellung von Zei­
ten vor 1957 verlustig zu gehen. Wir haben
es hier wirklich mit einer Abschwächung,
mit einer Milderung der Wohnortklauseln
der AOW zu tun. Gäbe es nicht die rechtli­
che Regelung des „Hoffnungslaufs" in An­
hang VI, dann hätte eine Person, die nicht
die Voraussetzungen der AOW erfüllte, je­
den Anspruch auf eine Gleichstellung verlo­
ren.

18. Die zweite, stillschweigende Bedeutung
der betreffenden Vorschriften in Anhang VI
ist die, daß die Voraussetzungen der AOW,
insbesondere die des aktuellen Wohnens, im
Normalfall ihre Wirkungen soweit zeitigen,
als nicht die Gemeinschaftsregelung sie ge­
mildert, abgeschwächt hat. Im Klartext
heißt das, daß Anhang VI, indem er verhin­
dert, daß die Voraussetzungen der AOW
sich dahin auswirken, daß eine Person, die
sie nicht erfüllt, für Zeiten vor 1957, in de­
nen sie durch ihren Wohnort oder ihre Be­
schäftigung mit den Niederlanden verbun­
den war, keinerlei Gleichstellung beanspru­
chen kann, a contrario den anderen Wirkun­
gen dieser Voraussetzungen freien Lauf läßt.
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Genau in diesem Punkt beschränkt An­
hang VI die Tragweite des Artikels 10 Ab­
satz 1 der Verordnung Nr. 1408/71, der
Wohnortklauseln verbietet.

19. Eben diese Auslegung haben Sie in Ih­
rem Urteil in der Rechtssache Spruyt vertre­
ten. In diesem Urteil haben Sie zunächst
daran erinnert, daß der Zweck der Artikel
48 bis 51 EWG-Vertrag verfehlt würde,
wenn

„die Arbeitnehmer, die von ihrem Recht auf
Freizügigkeit Gebrauch gemacht haben,
Vergünstigungen der sozialen Sicherheit
verlören, die ihnen die Rechtsvorschriften
eines Mitgliedstaats sichern" 3.

Von dieser Besorgnis ausgehend haben Sie
festgestellt:

„So soll Artikel 10 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 1408/71 über die Aufhebung der
Wohnortklauseln das Recht des Betroffenen
darauf sichern, Leistungen der sozialen Si­
cherheit auch nach Umzug in einen anderen
Mitgliedstaat zu erhalten, und die Freizü­
gigkeit der Arbeitnehmer dadurch fördern,
daß die Betroffenen vor den Nachteilen ge­
schützt werden, die sich aus der Verlegung
ihres Wohnortes von einem Mitgliedstaat in
einen anderen ergeben könnten" 4,

und hinzugefügt, daß diese Zielsetzung er­
fordert, daß

„der Schutz auch eine Vergünstigung er­
faßt, die, obgleich sie in einer Sonderrege­
lung getroffen ist, auf eine Erhöhung des
Rentenbetrags hinausläuft, auf den der Be­
rechtigte sonst Anspruch hätte" 5.

Sie haben damit daran erinnert, daß — wie
bereits in Ihrem Urteil vom 7. November
1973 in der Rechtssache Smieja 5ausgeführt

— der mit der in Artikel 10 Absatz 1 der
Verordnung Nr. 1408/71 formulierten
„Aufhebung" von Wohnortklauseln ange­
strebte Schutz grundsätzlich die Regelung
der „Übergangsvergünstigungen" nach der
AOW mit erfassen sollte. Sie haben indessen
alsbald (Randnr. 21 des Urteils) wichtige
Klarstellungen bezüglich der Modalitäten
einer Anwendung dieses Grundsatzes auf
eine solche Übergangsregelung wie folgt
zum Ausdruck gebracht:

„Die Durchführung dieses Grundsatzes bei
der Anwendung der niederländischen
Rechtsvorschriften über die allgemeine Al­
tersversicherung wird durch den Anhang VI
Abschnitt I Nr. 2 der Verordnung
Nr. 1408/71 im einzelnen geregelt. Die Re­
gel des Artikels 10, wonach Wohnortklau­
seln unanwendbar sind, kann nämlich auf
ein System der allgemeinen Altersversiche­
rung, bei dem das Wohnen in den Nieder­
landen einzige Voraussetzung der Versiche­
rung ist, nicht uneingeschränkt angewandt
werden." 6

20. Sie sind mithin der Auffassung, daß
Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung
Nr. 1408/71 auf die Regelung der Über­
gangsvergünstigungen in der AOW nach
Maßgabe der in Anhang VI Abschnitt
„Niederlande" Nr. 2 dieser Verordnung
vorgesehenen Modalitäten anzuwenden ist,
die erklärtermaßen den in Artikel 10 Absatz
1 verankerten Grundsatz der Aufhebung der
Wohnortklauseln einschränken sollen. Das
läuft auf die klare Feststellung hinaus, daß
die Auslegung der letztgenannten Vorschrift
bezüglich ihrer Auswirkungen auf die Über­
gangsregelung der AOW nicht unabhängig
von der Auslegung des Anhangs VI sein
kann, der in Wirklichkeit deren notwendi­
ger Vektor ist. Damit klingt, wie mir
scheint, zugleich an, daß der Grundsatz der
Aufhebung der Wohnortklauseln im Nor­
malfall keine anderen Wirkungen bezüglich

3 — Rechtssache 284/84, a. a. O., Randnr. 19.

4 — Rechtssache 284/84, a. a. O., Randnr. 20.

5 — Rechtssache 51/73, Slg. 1973, 1213.

6 — Der in dieser Passage des Urteils angesprochene „Ab­
schnitt I" ist der Abschnitt „Niederlande" des An­
hangs VI; in der gegenwärtigen Fassung der Verordnung
Nr. 1408/71 handelt es sich um den ,,Abschnitt J".
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der Regelung der Übergangsvergünstigun­
gen der AOW zeitigen kann als die, die mit­
tels der in Anhang VI festgelegten Modali­
täten umschrieben werden. So wird dieser
Grundsatz Ausdruck finden in dem Um­
stand, daß die Anwendung von Wohnort­
klauseln nicht dazu führen kann, den An­
spruch auf eine Gleichstellung von Zeiten
vor 1957 zu verneinen, in denen der mehr
als 15 Jahre alte Berechtigte zu den Nieder­
landen eine Verbindung aufwies. Die übri­
gen Wirkungen der Wohnortklauseln schei­
nen hingegen, was die Übergangsregelung
der AOW betrifft, durch Anhang VI, wie
Sie ihn ausgelegt haben, gestattet zu sein,
und der Anwendungsbereich des Artikels 10
Absatz 1 erfährt daher in diesem Sinne eine
„Einschränkung", um den Ausdruck aufzu­
nehmen, den Sie verwendet haben.

21. Sicherlich läßt sich der Anhang VI nicht
in absoluter Weise als erschöpfende Rege­
lung der Wirkungen des Grundsatzes der
Aufhebung von Wohnortklauseln im Bereich
der Übergangsvergünstigungen der AOW
betrachten. Gerade der Sachverhalt, der An­
laß Ihres Urteils in der Rechtssache Spruyt
war, belegt die Möglichkeit von Lücken der
Regelung, die zur Entwicklung von Wir­
kungen — gegebenenfalls im Wege der
Analogie — führen, die nicht ausdrücklich
vorgesehen waren. Die Annahme, daß es in
dem Ihnen vorliegenden Sachverhalt um
eine solche Lücke geht, scheint mir indessen
nicht möglich zu sein. Ganz im Gegenteil:
Mit Ihrem Hinweis, daß nach Nr. 2 Buch­
stabe a des Anhangs VI, die, wie in Erinne­
rung gerufen sei, für Personen gilt, die nicht
die Voraussetzungen der AOW erfüllen,

„die Berücksichtigung von Zeiten vor dem
Inkrafttreten des Gesetzes von der zusätzli­
chen Voraussetzung [abhängt], daß es sich
um Zeiten handelt, in denen der Berechtigte
in den Niederlanden gewohnt oder dort
eine entlohnte Tätigkeit ausgeübt hat",

und der Feststellung, daß

„solche Zeiten einen hinreichenden Zusam­
menhang zum niederländischen System
[herstellen),),, 2.

haben Sie, wie mir scheint, ausgeschlossen,
daß der in Artikel 10 Absatz 1 verankerte
Grundsatz sich dahin auswirken könnte,
daß es Personen, die nicht die Vorausset­
zungen der AOW erfüllen, gestattet würde,
die Gleichstellung von Zeiten zu verlangen,
in denen keine hinreichende Verbindung zum
niederländischen System bestand. Nach Ih­
rem Urteil besteht in diesem Punkt keine
Lücke der Verordnung, sondern ganz im
Gegenteil ein Anwendungsfall dieser Ver­
ordnung, genauer, ihres Artikels 10 Absatz
1, nach Maßgabe der in Anhang VI gere­
gelten Modalitäten.

22. Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung
Nr. 1408/71 ist daher im vorliegenden Fall
nach Maßgabe der Einschränkungen auszu­
legen, die — wie Sie festgestellt haben —
Anhang VI vorsieht. Die Rechtfertigung für
diese Einschränkungen scheint mir in Ihrem
Urteil in der Rechtssache Spruyt hinrei­
chend beleuchtet worden zu sein. Im Be­
reich der Grundsätze muß der Grundsatz
der Aufhebung der Wohnortklauseln defini­
tionsgemäß bei einem System der Altersver­
sicherung eingeschränkt werden,

„bei dem das Wohnen ... einzige Vorausset­
zung der Versicherung ist" 7.

Bei einem solchen System, bei dem der
Wohnort nicht eine, sondern die Vorausset­
zung ist, würde die uneingeschränkte An­
wendung eines Grundsatzes des Verbots
von Wohnortklauseln in Wirklichkeit dazu
führen, das System der Altersversicherung in
den Niederlanden zu zerstören. Rechtsnor­
men sind streng auszulegen, aber nicht mit
einer Strenge, die an Absurdität grenzt.

2 — Rechtssache 284/84, Slg. 1986, 685, Randnr. 22.
7 — Rechtssache 284/84, a. a. O., Randnr. 21.
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23. Ergänzt sei noch, daß die Auslegung
der Verordnung Nr. 1408/71 stets auf das
grundlegende Prinzip bezogen werden muß,
dessen Verwirklichung die Verordnung
dient: die Freizügigkeit der Arbeitnehmer.
In dem Urteil in der Rechtssache Spruyt
haben Sie, wie ich in Erinnerung rufen
möchte, ausgeführt, daß dieses Prinzip

„... verfehlt [würde], wenn die Arbeitneh­
mer, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit
Gebrauch gemacht haben, Vergünstigungen
der sozialen Sicherheit verlören, die ihnen
die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
sichern" 3.

Nach meinem Dafürhalten fordert die Be­
achtung dieses Prinzips keineswegs, daß
man die Wirkung der Wohnortklauseln be­
hindert, um die Gleichstellung mit Versiche­
rungszeiten nach dem niederländischen Sy­
stem von Zeiten herbeizuführen, in denen
eine Person keinerlei Verbindung zu diesem
System aufzuweisen hat. Das Problem wäre
völlig anders gelagert gewesen, wenn es um
Wohnottklauseln gegangen wäre, mit denen
die Gleichstellung von Zeiten, in denen eine
Person eine Verbindung zum niederländi­
schen System aufgewiesen bat, verhindert
worden wäre. Anhang VI der Verordnung
Nr. 1408/71 hat genau diese Auswirkung
verhindert. Er hat damit dem Grundsatz der
Aufhebung von Wohnortklauseln im Bereich
der Übergangsvergünstigungen nach der
AOW eine Tragweite verliehen, die es er­
möglicht, den Anforderungen des Grund­
rechts auf Freizügigkeit gerecht zu werden.
Diese Anforderungen würden meiner Mei­
nung nach verfehlt, wenn eine Wohnort­
klausel die Anerkennung einer Realität ver­
hinderte, nicht aber, wenn sie die Rechts­
wohltat einer Fiktion vorenthielte.

24. Es verstößt nach meiner Ansicht nicht
gegen die Verordnung Nr. 1408/71, wenn
man die Gleichstellung von Zeiten versagt,
in denen keinerlei Verbindung zum nieder­
ländischen System bestand. Ein gewisses
Gefühl der Unbilligkeit könnte aufgrund

des Umstands entstehen, daß das, was den
einen, die das aktuelle Wohnerfordernis er­
füllen, gestattet wird, den anderen, die es
nicht erfüllen, versagt wird. Wie ich vorste­
hend dargelegt habe, haben bei der Über­
gangsregelung der AOW wegen der Anwen­
dung einer Wohnortklausel die Fiktionen
unterschiedliches Gewicht. Eine unter­
schiedliche Behandlung hätte es nicht gege­
ben, wenn das niederländische Gesetz in al­
len Fällen lediglich die Gleichstellung von
Zeiten erlaubt hätte, in denen eine Verbin­
dung bestanden hätte. Wahrscheinlich haben
Verwaltungszwänge des Altersversiche­
rungssystems den niederländischen Gesetz­
geber bewogen, gewissermaßen die Vermu­
tung aufzustellen, daß eine Person, die das
aktuelle Wohnerfordernis erfüllt, zwischen
ihrem 15. Geburtstag und dem 1. Januar
1957 eine Verbindung zu den Niederlanden
gehabt hat. Vielleicht läßt sich anhand die­
ses Begriffs der Vermutung der Eindruck
der Unbilligkeit verwischen. So könnte man
sagen, daß das Recht auf Freizügigkeit der
Arbeitnehmer zwar angesichts einer Rege­
lung wie der der Übergangsvergünstigungen
der AOW die Gleichstellung von Zeiten ver­
langt, in denen eine Verbindung bestanden
hat, daß es aber dem nationalen Gesetzge­
ber erlaubt ist, zugunsten der Personen, die
ein aktuelles Wohnerfordernis erfüllen, die
Vermutung aufzustellen, daß bei ihnen eine
solche Verbindung bestanden hat.

25. Wie immer nun die mehr oder weniger
schmeichelhafte Darstellung aussehen mag,
die man der im vorliegenden Fall zu Tage
getretenen unterschiedlichen Behandlung
angedeihen läßt, letztlich scheint mir die
Feststellung auszureichen, daß sie vom Ge­
meinschaftsgesetzgeber im Anhang VI der
Verordnung Nr. 1408/71 berücksichtigt
und gebilligt worden ist und daß auch Sie,
wie die Auslegung des Artikels 10 Absatz 1
und des Anhangs VI im Urteil in der
Rechtssache Spruyt zeigt, auf der Grund­
lage des notwendigen Ausgleichs zwischen
den Anforderungen des Rechts auf Freizü­
gigkeit der Arbeitnehmer und den Grundla­
gen der AOW ihr zugestimmt haben.3 — Rechtssache 284/84, a. a. O., Randnr. 19.
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26. Ich schlage Ihnen daher vor, für Recht zu erkennen:

„Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, der auf die Über­
gangsvergünstigungen der niederländischen Rechtsvorschriften über die allgemeine
Altersversicherung nach den in Anhang VI Abschnitt ,Niederlande' Nr. 2 der Ver­
ordnung festgelegten Modalitäten anwendbar ist, verbietet es nicht, daß nach die­
sen Rechtsvorschriften Personen, die ein aktuelles Wohnerfordernis nicht erfüllen,
die Gleichstellung von Zeiten vor dem Inkrafttreten der Altersversicherungsrege­
lung, in denen sie keinerlei Verbindung zu den Niederlanden aufwiesen, mit Versi­
cherungszeiten vorenthalten bleibt."
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